
inleitung
Im deutschen Umweltrecht ergeben

sich z. T. enge Verknüpfungen zwischen
den Anforderungen des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) und denen des
Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) bzw. des Baugesetz-
buchs (BauGB). Vor dem Hintergrund
ständig steigender Anforderungen an
Planung und Zulassung von Vorhaben
bzw. Plänen spielt die Diskussion um
Möglichkeiten zur Vereinfachung und
Nutzung von Synergieeffekten bei der
Umweltprüfung eine große und wachsen-
de Rolle.

Mit dem nachfolgend vorgestellten
Beispiel eines Landschafts- und Umwelt-
plans (LUP) soll gezeigt werden, dass
auch bei der derzeit gültigen Rechtslage
Möglichkeiten zur Nutzung von Synergie-
effekten im Rahmen von Planungsverfah-
ren bestehen, ohne dass damit ein Ab-
strich an Inhalten der Umweltprüfung
verbunden wäre. Hierbei ist hervorzuhe-
ben, dass auf kommunaler Ebene durch-
aus ein Interesse an ökologischer Nach-
haltigkeit besteht, da Umweltqualität
hier unmittelbar auch als Lebensqualität
für den Menschen empfunden wird.

Die nachfolgenden Betrachtungen
konzentrieren sich wesentlich auf sich
ergebende Schnittstellen, Überlappun-
gen und Verknüpfungen zwischen den
planungs- und umweltrechtlichen Instru-
menten bei der Bauleitplanung am Bei-
spiel der Stadt Leinfelden-Echterdingen.

Aufgaben der 
Landschaftsplanung
Die Aufgaben der Landschaftsplanung
werden im Bundesnaturschutzgesetz ge-
regelt. Dabei werden als wesentliche In-
halte in § 14 Abs. 1 BNatSchG genannt:
die Darstellung
1. des vorhandenen und zu erwartenden

Zustands von Natur und Landschaft;
2. der konkretisierten Ziele und

Grundsätze des Naturschutzes und der
Landschaftspflege;

3. der Beurteilung des vorhandenen und
zu erwartenden Zustands von Natur
und Landschaft einschließlich der
Konflikte:

4. der Erfordernisse und Maßnahmen zur
Vermeidung, Minderung oder Beseiti-
gung von Beeinträchtigungen von Na-
tur und Landschaft.

Aus dieser Aufzählung wird ersicht-

lich, dass ein großer Teil dieser Inhalte
deckungsgleich ist mit den Anforderun-
gen des UVPG (Darstellung der Merkmale
der Umwelt, Null-Fall-Prognose, Ziele des
Natur- und Landschaftschutzes, Maßnah-
men zur Vermeidung, Verminderung und
zum Ausgleich von Beeinträchtigungen).

Allerdings bestehen Unterschiede
zwischen BNatSchG und UVPG bzw. BauGB
in Bezug auf den Schutzgegenstand. Der
Begriff von Natur und Landschaft ergibt
sich aus § 1 BNatSchG, in dem die Ziele
des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege dargestellt werden.

§1 BNatSchG: Ziele des Naturschutzes
und der Landschaftspflege
. . .
1. Leistungs- und Funktionsfähigkeit des

Naturhaushalts
2. Regenerations- und Nutzungsfähigkeit

der Naturgüter
3. Tier- und Pflanzenwelt einschließlich

Lebensräume
4. Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie

Erholungswert von Natur und Land-
schaft

Der Begriff der Naturgüter wird in 
§ 2 BNatSchG in Gestalt der Grundsätze

Landschafts- und Umweltplan –
am Beispiel Leinfelden-Echterdingen

Landscape and Environment Plan – 
the Example of the City of Leinfelden-Echterdingen

Der Landschaftsplan als flächendeckendes Instrument der kommunalen Planung kann bei der Um-
weltprüfung von Plänen (Bauleitpläne, Lärmminderungsplanungen) einen wesentlichen Beitrag für
die Lieferung von Datengrundlagen und von Umweltzielen leisten. Eine Erweiterung der Inhalte
des Landschaftsplans um die Umweltbelange des BauGB im Sinne eines Landschafts- und Umwelt-
plans/eines Umweltgrundlagenplans bietet vielfältige Ansätze zur Verknüpfung von Arbeitsschrit-
ten der Umweltprüfung und zur Effizienzsteigerung bei der Bearbeitung der unterschiedlichen
Planungs- und Prüfinstrumente (SUP, UP, Eingriffsregelung, FFH-VP, Lärmminderungsplanung, Luft-
reinhalteplan). Am Beispiel des Landschafts- und Umweltplans der Stadt Leinfelden-Echterdingen
werden die im Rahmen der geltenden rechtlichen Regelungen bestehenden Möglichkeiten zur Er-
weiterung der Inhalte des Landschaftsplans und zur Nutzung von Synergieeffekten bei der Planung
und der Umweltprüfung aufgezeigt.

The landscape plan as an area wide instrument of local planning can be an important source for
data and environmental quality objectives for SEAs (e.g., local land-use plans, noise reduction
plans). The author proposes to widen the scope of the landscape plan to cover the environmental
issues of the Federal Building Code, i.e. to prepare an environment plan. Thus, working stages of
environmental assessment can be linked and the efficiency of different planning and assessment
instruments can be increased (SEA, EA, impact mitigation principle, assessment according to the
Habitats Directive, noise reduction plan, clean air plan). The paper presents the example of the
landscape and environment plan of the City of Leinfelden-Echterdingen. 
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UVP-Kongress

des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege präzisiert. Für die Praxis der
Landschaftsplanung sind hiermit in der
Regel die folgenden Schutzgüter nach
UVPG durch die Landschaftsplanung ab-
gedeckt:
c Boden, Wasser, Klima/Luft (Leistungs-

und Funktionsfähigkeit des Natur-
haushalts, Regenerationsfähigkeit der
Naturgüter);

c Tiere und Pflanzen einschließlich der
biologischen Vielfalt;

c Landschaft/Erholung.
Bei genauer Betrachtung des BNat-

SchG zeigt sich, dass mit dem Erholungs-
wert von Natur und Landschaft (im Sinne
von § 2 Abs. 1 Nr. 14) auch ein großer
Teil der Schutzgüter Menschen sowie
Kultur- und Sachgüter in der Land-
schaftsplanung behandelt wird.

Demzufolge kann der Landschafts-
plan bereits nach den derzeit geltenden
Anforderungen des BNatSchG einen
Großteil der Grundlagen (Bestandsanaly-
se, Ziele einschließlich einer Prüfung
des künftigen Zustands von Natur und
Landschaft bzw. der Umwelt bei Nicht-
durchführung des Plans/Null-Fall-Pro-

gnose) für die Umweltprüfung der Bau-
leitplanung liefern, sofern er nach den
anerkannten Methoden und dem derzeiti-
gen Stand der Praxis erstellt wird (vgl.
Bunge 2006).

Neue und erweiterte 
Anforderungen nach dem UVPG
und dem BauGB
Eine wesentliche neue Anforderung des §
19a UVPG an die Landschaftsplanung ist
die Einführung der Umweltprüfpflicht
für die Landschaftsplanung. Hierbei
wird eine Darstellung der Umweltaus-
wirkungen des Landschaftsplans auf die
Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 Satz 2 des
UVPG gefordert. Durch die Einführung
der Umweltprüfpflicht für die Land-
schaftsplanung ergibt sich somit eine
indirekte Ausweitung der Inhalte der
Landschaftsplanung, da in der Strategi-
schen Umweltprüfung nach UVPG die
Schutzgüter Menschen und Bevölkerung
sowie Kultur- und Sachgüter zu berück-
sichtigen sind.

Hier stellt sich die Frage nach den
Umweltauswirkungen der Landschafts-
planung im Allgemeinen. Grundsätzlich

muss berücksichtigt werden, dass unter
Umweltauswirkungen im Sinne des Ge-
setzes (§ 14g UVPG) die erheblichen Aus-
wirkungen auf die Umwelt, also sowohl
positive als auch negative Wirkungen,
gemeint sind. Bei der Umweltprüfung ei-
nes Landschaftsplans werden sich in der
Regel überwiegend positive Wirkungen
auf die Umwelt darstellen lassen, insbe-
sondere durch die Ausweisung von Maß-
nahmen zur Umsetzung der Ziele zur Si-
cherung, zur Entwicklung und zur Sanie-
rung von Natur und Landschaft. 

Es können sich aber auch negative
Umweltauswirkungen ergeben:
1. Die Ausweisung von Erholungseinrich-

tungen und -schwerpunkten kann zu
einem erhöhten Nutzungsdruck auf
empfindliche und/oder bedeutsame
Landschaftsbestandteile (z. B. für den
Arten- und Biotopschutz) führen.

2. Die Ausweisung von Flächen für den
Ausgleich von Beeinträchtigungen des
Naturhaushalts (Ausweisung von Such-
flächen für das Öko-Konto) kann zu
Verlagerungseffekten führen, indem
die intensive Landbewirtschaftung an
einer Stelle extensiviert wird und die Sc
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Abbildung 1:  Materielle Anforderungen

* Schutzgut Mensch wird nur im Zusammenhang mit der Erholung in der 
Landschaft behandelt

** Kulturgüter werden im Zusammenhang mit Kulturlandschaft behandelt



Landwirtschaft ggf. ihre Produktion
zum ökonomischen Ausgleich an ande-
rer Stelle (u. U. auch außerhalb der
beplanten Gemarkung) intensiviert,
wodurch negative Umweltauswirkun-
gen auf Natur und Landschaft bzw. auf
die Umwelt entstehen können.

Bei der Betrachtung des Schutzguts
Menschen in der Umweltprüfung ergeben
sich deutliche Schnittstellen zu den An-
forderungen der Landschaftsplanung in
Bezug auf Luftqualität und Lärm, die bei-
de Einfluss auf die Erholungseignung
der Landschaft als Gegenstand der Land-
schaftsplanung haben bzw. in der Pla-
nung haben sollten. Eine stärkere
Berücksichtigung des Aspekts Lärm ist in
Zukunft sowohl bei der Bauleitplanung
als auch bei der Landschaftsplanung ge-
boten, da Lärm ein wachsendes Umwelt-
problem darstellt und die Belange des
Lärmschutzes nach Bundesimmissions-
schutzgesetz zu berücksichtigen sind.
Hier ergeben sich auch Verknüpfungs-
möglichkeiten mit der SUP für die Lärm-
minderungsplanung, für die sich eben-
falls eine SUP-Prüfpflicht ergeben kann
(vgl. Bunge in diesem Heft).

Eine zusätzliche erweiterte Anforde-
rung an die Inhalte der Umweltprüfung
ergibt sich durch § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB.
Dort werden für die Umweltprüfung der
Bauleitpläne noch zusätzliche Umweltbe-

lange aufgeführt, die nicht explizit Ge-
genstand der Strategischen Umweltprü-
fung des Landschaftsplans nach UVPG
sind: 
c die Vermeidung von Emissionen sowie

der sachgerechte Umgang mit Abfällen
und Abwässern,

c die Nutzung erneuerbarer Energien
sowie sparsame und effiziente Nut-
zung von Energien sowie

c die Erhaltung der bestmöglichen Luft-
qualität.

Diese Belange werden in der Regel
nicht vom Landschaftsplan bzw. dessen
Strategischer Umweltprüfung abgedeckt.

Verknüpfung von 
Umweltprüfungen
Nach § 1a BauGB sind bei der Aufstellung
der Bauleitpläne die Eingriffsregelung
nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
(Abs. 3) sowie die Erhaltungsziele und
Schutzzwecke der Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung (Abs. 4) zu
berücksichtigen. Hiermit wird das Bau-
leitplanverfahren zu einem Trägerver-
fahren mit einer starken inhaltlichen
Verzahnung der verschiedenen vorhan-
denen Instrumente.

Die Stellung und Bedeutung der
Landschaftsplanung für die Umweltprü-
fung wird in den §§ 2 BauGB, 14 BNat-
SchG sowie 19a UVPG gestärkt, indem die

Berücksichtigung der Inhalte der Land-
schaftsplanung im Rahmen von Planun-
gen und Prüfverfahren gefordert wird.

Die Verzahnung der vorhandenen In-
strumente in der Umweltprüfung nach
BauGB bietet Ansatzpunkte für eine
Mehrfachnutzung von Daten, durch die
die einzelnen Verfahren ggf. vereinfacht
bzw. Synergieeffekte genutzt werden
können. Auch durch das Monitoring erge-
ben sich neue Möglichkeiten der inhalt-
lichen Verknüpfung von Maßnahmen zur
Umweltüberwachung des Raums, wie sie
mittlerweile auch vom BNatSchG zumin-
dest in Teilbereichen gefordert wird,
mit den vorhandenen Planungs- und Um-
weltprüfungsinstrumenten.

Landschafts- und Umweltplan 
als Grundlage der Planung und
der Umweltprüfung
Die Stadt Leinfelden-Echterdingen stellt
derzeit einen neuen Flächennutzungs-
plan (FNP) auf. Hierzu werden auch ein
Verkehrsentwicklungsplan (VEP) und ein
Landschaftsplan (LP) erstellt.1

Die drei beteiligten Büros arbeiten
parallel in enger Abstimmung, sodass die
fachlichen Ergebnisse bei den jeweiligen
Planungsschritten Berücksichtigung fin-
den (siehe Abb. 2).

In einer ersten Phase wurde der Ent-
wurf des Landschaftsplans nach BNat-Sc
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Abbildung 2:  Vorgehensweise



SchG erstellt. Die Bestandsaufnahmen
und Bewertungen der Naturgüter münde-
ten in eine Zielkarte aus Sicht der Land-
schaft, mit deren Hilfe Konflikte zwi-
schen geplanter Stadtentwicklung und
Landschaft erfasst und bewertet werden
konnten (siehe Abb. 3).

Auch bei der Bearbeitung des klassi-
schen Landschaftsplans nach BNatSchG
ergeben sich derzeit methodische Pro-
bleme bei der Behandlung der Biodiver-
sität, da Inhalte und Vorgehensweise
bislang nicht entwickelt, geschweige
denn festgelegt sind und in der Praxis
noch nicht auf vorhandene Standards
zurückgegriffen werden kann. Auch sind
keine Daten bei den Behörden verfügbar,
auf die bei der Landschaftsplanung bzw.
der Umweltprüfung zurückgegriffen wer-
den könnte. Hier besteht derzeit noch er-
heblicher Forschungs- und Handlungsbe-
darf auf fachlicher und rechtlicher Ebe-
ne. Ein aktuelles Beispiel der Stadt Ost-
fildern mit möglichen Ansatzpunkten bei
der methodischen Behandlung der Biodi-
versität stellen Jansen & Koch (2006) dar.

Im LP für Leinfelden-Echterdingen
werden auf der Grundlage der Erfassung
der Biotopstrukturen Biotopkomplexe
abgegrenzt, die auch eine Eignung als
Lebensraum für bestimmte Tierarten-
gruppen aufweisen. In Verknüpfung mit
dem Zielartenkonzept Baden-Württem-
berg (Kaule & Jooß, laufendes Vorhaben)
werden erste methodische Ansätze ent-
wickelt und erprobt, die zumindest eine
eingeschränkte Aussage zur Biodiver-
sität ermöglichen.

Nachdem im Laufe der Bearbeitung
von FNP und LP erkennbar wurde, dass
sich der Planungsprozess über die im
UVPG eingeräumte Übergangsfrist,
während der auf eine Umweltprüfung
verzichtet werden konnte, hinaus er-
strecken würde, wurde Anfang des Jahres
2006 das Planungsverfahren den Anfor-
derungen des neuen BauGB und des UVPG
angepasst, aus denen sich eine Umwelt-
prüfpflicht sowohl für den Flächennut-
zungsplan (UP nach BauGB) als auch für
den Landschaftsplan (SUP nach UVPG) er-
gibt. Um den erweiterten inhaltlichen

Anforderungen an die Umweltprüfung
beider Pläne gerecht werden zu können,
wurde der Landschaftsplan inhaltlich er-
weitert zu einem Landschafts- und Um-
weltplan, der sämtliche Umweltbelange
nach BauGB abdeckt und der damit über
die rechtlichen Anforderungen des Bun-
desnaturschutzgesetzes hinausgeht.

Dem Umweltbelang Menschen und Ge-
sundheit wird Rechnung getragen durch
die Berücksichtigung der Ergebnisse der
Lärmminderungsplanung, die seit dem
Jahr 1998 in Aufstellung begriffen ist
und laufend aktualisiert wird. In Lein-
felden-Echterdingen stellt der Lärm ei-
nen wichtigen Umweltaspekt für die
künftige Entwicklung der Stadt dar. Auf
der Gemarkung liegen verschiedene
Lärmquellen (Landesflughafen Stuttgart,
Bundesautobahn A 8, Bundesstraße B 27,
S-Bahn-Strecke und geplante ICE-
Strecke), die z.T. eine erhebliche Belas-
tung darstellen und die eine Nutzung für
empfindliche Nutzungen in Teilen der
Gemarkung ausschließen.

Im Rahmen der FNP-Fortschreibung Sc
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Abbildung 3:  Zielkarte des Landschaftsplans
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kann auf die Ergebnisse der Schallim-
missionsprognosen und -bewertungen
der Lärmminderungsplanung zurückge-
griffen werden. Dabei wurde neben der
Betrachtung der Belastungen aus den
einzelnen Lärmquellen auch eine Gesamt-
lärmbetrachtung vorgenommen, die Hin-
weise auf besonders belastete Teile der
Gemarkung liefert (siehe Abb. 4). Diese
Gesamtlärmbetrachtung hat informativen
Charakter, da eine Summierung der ver-
schiedenen Lärmbelastungen aufgrund
unterschiedlicher methodischer Berech-
nungs- und Bewertungsverfahren nicht
zulässig ist. Auch hier besteht erhebli-
cher Forschungs- und Handlungsbedarf.

Die Erkenntnisse der Lärmminde-
rungsplanung führten neben dem Ziel
der Vermeidung von Konflikten zwischen
Schallquellen und künftigen Nutzungen
bzw. der Sanierung in belasteten Gebie-
ten auch zur Formulierung eines Ziels

„Schutz von Ruhebereichen/lärmarmen
Gebieten“, das in den LUP aufgenommen
wurde. Besonders in hoch belasteten Ge-
bieten kommt dem verbleibenden Rest
von Ruhezonen auf den Gemarkungen ei-
ne große Bedeutung für die Wohn- und
die Erholungsnutzungen zu.

Szenariobetrachtung als erster
Schritt der Umweltprüfung
In einer ersten Phase wurden mögliche
Szenarien der Stadtentwicklung unter
verschiedenen Annahmen und unter
Berücksichtigung der fachlich formulier-
ten Leitbilder betrachtet. Die Szenario-
betrachtung fand in enger Kooperation
zwischen Stadtplanung, Verkehrsplanung
und Landschaftsplanung statt(vgl. Abb.5). 

Folgende fünf Szenarien wurden be-
trachtet:
c Flächen-Szenario I: Stadtentwick-

lungsplan 2020,

c Flächen-Szenario II: Schwerpunkt
Wohnen,

c Flächen-Szenario III: Schwerpunkt Ge-
werbeentwicklung,

c Flächen-Szenario IV: Schwerpunkt
Flughafen/ Wohnen (siehe Abb. 6),

c Flächen-Szenario V: Innenentwicklung. 
Diese Flächenszenarien wurden mit

verschiedenen Annahmen zur Verkehrs-
entwicklung (kleine Straßenstruktur,
große Straßenstruktur, Ausbau des
ÖPNV) kombiniert.

Die einzelnen Szenarien der künfti-
gen Stadtentwicklung von Leinfelden-
Echterdingen wurden überlagert mit dem
Leitbild zur Entwicklung der Landschaft,
wobei die umweltrelevanten Konflikte
der Szenarien identifiziert und räumlich
abgegrenzt werden konnten. 

Als Ergebnis der planerischen und
politischen Diskussionen wurde das
Szenario Flughafen/Wohnen dem Entwurf
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Abbildung 4:  Gesamtlärmbetrachtung



des FNP zugrunde gelegt. Vorteil dieses
Szenarios ist die koordinierte und auf-
einander abgestimmte Entwicklung von
Siedlung und Verkehr, die Möglichkeiten
zur Entwicklung der Landschaft sowie
zur Behebung bestehender Umweltkon-
flikte bietet. Derzeit befinden sich die
Entwürfe des Flächennutzungsplans und
des Landschafts- und Umweltplans in der

Phase der frühzeitigen Behörden- und
Öffentlichkeitsbeteiligung.

Gebietsbriefe als Standort-
alternativenprüfung
Für die infrage kommenden Bauland-
flächen wurden auf der Grundlage der
Erkenntnisse des Landschafts- und Um-
weltplans Gebietsbriefe erstellt, die ei-

ne erste Stufe der Umweltprüfung (Um-
welterheblichkeitsprüfung) der einzel-
nen potenziellen Baugebiete darstellen.
Hierdurch können die Konflikte zwischen
geplanter Flächenausweisung und Um-
welt frühzeitig erkannt werden. Zudem
ermöglicht die Gesamtbewertung und
die Darstellung der Bewertungen in ei-
ner Ampelkarte (siehe Abb. 7) die Erstel-
lung von Prioritäten der verschiedenen
Baugebiete.

Die UP zum FNP hat eine besondere
Bedeutung für die Standortalternativen-
prüfung, die nur auf dieser Planungs-
ebene sinnvoll durchgeführt werden
kann. Hierdurch ergeben sich Möglich-
keiten zur Abschichtung, indem die Er-
gebnisse der Alternativenprüfung bei
nachfolgenden Bebauungsplanverfahren
genutzt bzw. übernommen werden kön-
nen, sofern sich keine neuen Alternati-
ven ergeben (vgl. Spannowsky 2006).

Ausblick
Die im LUP für die Stadt Leinfelden-Ech-
terdingen erstellten flächendeckenden
Grundlagen für die gesamte Gemarkung
im Maßstab 1:10.000 können auf der
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Abbildung 5:  Szenarienentwicklung

Abbildung 6:  Flächenszenario IV
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nachfolgenden Ebene der Bebauungspla-
nung genutzt werden (Mehrfachnutzung
von Daten). Je nach zu betrachtendem
Umweltbelang können die jeweiligen Er-
gebnisse direkt übernommen werden,
beispielsweise bei den Umweltbelangen
Klima, Grundwasser, Boden. Bei anderen
Umweltbelangen ist ggf. eine Detaillie-
rung und Aktualisierung vorzunehmen, 
z. B. bei Pflanzen und Tieren, da sich
hier die Datenlage schnell ändern kann
und für die Bebauungsplanung (Maßstab
1:500) meistens detailliertere Daten
benötigt werden. Die Gebietsbriefe als
eine Art Umwelterheblichkeitsprüfung
(UEP) auf FNP-Ebene liefern wichtige
Hinweise für das Arbeitsprogramm auf
der nachfolgenden Planungsebene. Die-
ses ist im Scoping für das jeweilige Ge-
biet zu überprüfen und ggf. anzupassen.

Aufgrund der systematischen Vorge-
hensweise bei der Landschaftsplanung
und der Umweltprüfung auf Flächennut-
zungsplanebene werden die Vorausset-
zungen dafür geschaffen, dass der Pla-
nungs- und Entscheidungsprozess für die

Stadtentwicklung effizient durchgeführt
werden kann, sodass auch von einer zeit-
lichen Verkürzung der Planung und Um-
weltprüfung insbesondere für die nach-
folgende Planungsebene auszugehen ist.

Anmerkungen
1 Die Planungen werden von den Büros 

Dr. Baldauf, Stuttgart (FNP), Dr. Brenner, Aalen

(VEP) und Planung+Umwelt, Stuttgart (LUP) erstellt.
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